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VERORDNUNG (EWG) Nr. 215/84 DES RATES
vom 18. Januar 1984

zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung
bestimmter griechischer Gebiete im Zusammenhang mit der Erweiterung der

Gemeinschaft

DER RAT DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des
Rates vom 18 . März 1975 über die Errichtung eineis
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung ('),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3325/80 (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3 ,

auf Vorschlag der Kommission (3),

nach Stellungnahme des Europäischen Parla­
ments (4),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses (5),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 —
im folgenden „Fondsverordnung" genannt — sieht
unabhängig von der in Artikel 2 Absatz 3 Buch­
stabe a) derselben Verordnung festgelegten Auftei­
lung der Mittel nach Ländern eine Beteiligung des
Fonds an der Finanzierung von spezifischen
Gemeinschaftsmaßnahmen der regionalen Entwick­
lung vor, insbesondere soweit sie in Verbindung mit
den Gemeinschaftspolitiken und Maßnahmen ste­
hen, die die Gemeinschaft beschließt, um das regio­
nale Ausmaß dieser Politiken besser berücksichtigen
oder die regionalen Auswirkungen dieser Politiken
abmildern zu können .

Der betroffene Mitgliedstaat hat der Kommission
die Daten bezüglich der regionalen Probleme mitge­
teilt, die Gegenstand einer spezifischen Gemein­
schaftsmaßnahme werden könnten .

Die Mittel des Fonds werden unter Berücksichti­
gung des Intensitätsgrades der regionalen Ungleich­
gewichte in der Gemeinschaft verwendet.

Die Beitrittsverhandlungen mit Portugal und Spa­
nien sind am 17 . Oktober 1978 bzw. am 15 . Februar
1979 aufgenommen worden .

Die südlichen Gebiete der Gemeinschaft könnten
durch die Erweiterung der Gemeinschaft, insbeson­
dere durch einen sich verschärfenden Wettbewerb
für einige landwirtschaftliche Erzeugnisse und
Anpassungsprobleme für ihre Wirtschaftsstrukturen,
in Schwierigkeiten geraten .

Unter diesen Gebieten kommen der Mezzogiorno
und die drei an Spanien angrenzenden französi­
schen Gebiete in diesem Zusammenhang bereits in
den Genuß einer spezifischen Gemeinschaftsmaß­
nahme zur regionalen Entwicklung im Rahmei der
Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 des Rates vom
7. Oktober 1980 zur Einführung einer spezifischen
Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwick­
lung bestimmter französischer und italienischer
Gebiete im Zusammenhang mit der Erweiterung der
Gemeinschaft (6), zuletzt geändert durch die Ver ord­
nung (EWG) Nr. 214/84 (7).

Griechenland ist seit dem 1 . Januar 1981 Mitglied
der Gemeinschaft ; die Entwicklung einiger griechi­
scher Regionen könnte gleichfalls durch die bevor­
stehende Erweiterung der Gemeinschaft um Portu­
gal und Spanien gebremst werden.

Dies gilt insbesondere für die griechischen Ins sin,
die einen außerordentlich hohen Prozentsatz an
landwirtschaftlichen Beschäftigten verzeichnen , zu
einem erheblichen Teil von der Produktion der mit­
telmeerischen Agrargüter abhängen und andererseits
durch eine schwache Wirtschaftsstruktur und ihre
Randlage im Verhältnis zu den Wirtschaftszentren
gekennzeichnet sind .

Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, daß die
Erweiterung harmonisch verläuft. Deshalb ist es
erforderlich, schon vor dem Wirksamwerden des
Beitritts der neuen Mitgliedsländer intensive struk­
turelle Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete
in die Lage zu versetzen, sich an die Erweiterung
anzupassen . Die Gemeinschaft sollte sich an den
hierzu von dem betreffenden Mitgliedstaat zu
ergreifenden Maßnahmen in besonderer Weise
beteiligen, indem sie zugunsten dieser Gebiete eine

(') ABl . Nr. L 73 vom 21 . 3 . 1975 , S. 1 .
0 ABl . Nr. L 349 vom 23 . 12 . 1980, S. 10 .
(3 ) ABl . Nr. C 15 vom 19 . 1 . 1983 , S. 10.
(4) ABl . Nr. C 184 vom 10. 6 . 1983 , S. 163 .
( 5) ABl . Nr. C 124 vom 9 . 5 . 1983 , S. 2 .

(6) ABl . Nr. L 271 vom 15 . 10 . 1980, S. 1 .
(7) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts .
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG I RLASSEN :

Artikel 1

Es wird eine spezifische Gemeinschaftsmaßnahme
zur regionalen Entwicklung im Sinne von Artikel 13
der Fondsverordnung eingeführt — im folgenden
„spezifische Maßnahme" genannt - -, die zur Ent­
wicklung bestimmter griechischer Gebiete im
Zusammenhang mit der Erweiterung der Gemein­
schaft beiträgt .

Artikel 2

Die spezifische Maßnahme betrifft cie griechischen
Inseln mit Ausnahme derjenigen, cie nicht durch
eine staatliche Beihilferegelung mit regionalpoliti­
scher Zweckbestimmung erfaßt sind , d . h . Salamina,
und bei den Investitionsbeihilfen fiir die Industrie ,
Ägina, Hydra und Spetsä .

spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen
Entwicklung beschließt .

Weitere Interventionen der Gemeinschaftsfonds, die
sinnvoll kombiniert werden können , müssen in die­
sen Gebieten durchgeführt werden .

Die im Rahmen der Verordnung (EWG)
Nr. 2615/80 vorgesehenen Maßnahmen können auf
diese Gebiete wirksam angewendet werden. Weiter­
hin ist die Verbesserung der Verkehrsverbindungen
dieser Regionen mit dem griechischen Festland und
untereinander, besonders wenn es sich um kleinere
oder weiter abgelegene Inseln handelt, durch die
Einrichtung oder den Ausbau der See- und Luftver­
kehrswege und die Entwicklung der Verkehrsdienst­
leistungen eine unerläßliche Voraussetzung für die
Stärkung der wirtschaftlichen Basis dieser Regionen,
nicht zuletzt im Hinblick auf den Absatz ihrer land­
wirtschaftlichen Produktion .

Die Erhaltung der Umwelt, unter anderem durch die
Verbesserung der Überwachung der Wasserqualität
und Anlagen zur Abfallverarbeitung, ist eine
wesentliche Voraussetzung für die Entwicklung des
Fremdenverkehrs in diesen Gebieten .

Die Gemeinschaftsmaßnahme muß in Form eines
mehrjährigen Sonderprogramms durchgeführt wer­
den. Es obliegt der Kommission bei der Genehmi­
gung dieses Programms, sich zu vergewissern , daß
die dort vorgesehenen Maßnahmen mit der vorlie­
genden Verordnung übereinstimmen .

Damit Griechenland den größtmöglichen Nutzen
aus der spezifischen Maßnahme erhält, ist es ange­
messen vorzusehen, daß Ausgaben im Zusammen­
hang mit Maßnahmen, die von diesem Land in
Erwartung des Erlasses der vorliegenden Verord­
nung während des dem Erlaß vorausgehenden Jah­
res vorgesehen und durchgeführt worden sind, aus­
nahmsweise als beihilfefähig angesehen werden .

Das Sonderprogramm muß bestimmten Zielen ent­
sprechen, die in den regionalen Entwicklungspro­
grammen nach Artikel 6 der Fondsverordnung vor­
gesehen sind.

Die Kommission hat durch Prüfung der jährlichen
Berichte , die ihr von dem betreffenden Mitgliedstaat
zu diesem Zweck übermittelt werden , die ordnungs­
gemäße Durchführung des Sonderprogramms zu
kontrollieren .

Es ist erforderlich, daß der Rat, das Europäische
Parlament und der Wirtschafts - und Sozialausschuß
regelmäßig über die Anwendung dieser Verordnung
unterrichtet werden —

Artikel 3

( 1 ) Die Durchführung der spezifischen Maßnahme
erfolgt in der Form eines Sonderprogramms — im
folgenden „Sonderprogramm" genannt — das der
Kommission von dem betreffende i Mitgliedstaat
vorgelegt wird .

(2) Ziel des Sonderprogramms ist die Stärkung der
Wirtschaftsstrukturen und die I* chaffung von
Arbeitsplätzen in den in Artikel 2 ge nannten Gebie­
ten . Im Hinblick hierauf zielt es dar iuf ab, die klei­
nen und mittleren Unternehmen sowie Handwerks­
betriebe zu fördern, indem insbesondere deren Aus­
richtung auf die Märkte mit Hilfe van Marktanaly­
sen erleichtert, ihr Produktionsapparat und die sie
umgebende Infrastruktur angepaßt und entwickelt
und ihre Betriebsführung verbessert werden . Es zielt
weiterhin auf die Förderung der In novationen und
die Nutzung der im Fremdenverkehr bestehenden
Möglichkeiten sowie die Verbesserung der Verkehrs­
verbindungen zwischen den Inselr untereinander
sowie mit dem griechischen Festland ab .

(3 ) Erstellung und Durchführung des Sonderpro­
gramms erfolgen in enger Koordination mit den
nationalen und gemeinschaftlichen Finanzpolitiken
und Finanzinstrumenten, insbesondere mit dem
EAGFL, Abteilung Ausrichtung, dt m Sozialfonds,
der EIB und dem Neuen Gemeinschaftsinstrument .

(4) Das Sonderprogramm fügt sich in den Rahmen
der Regionalentwicklungsprogramms nach Artikel 6
der Fondsverordnung ein .

(5 ) Das Sonderprogramm enthält die nach Arti­
kel 7 der vorliegenden Verordnuni erforderlichen
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c) Anlagen zur Meerwasserentsalzung ;

d) ferner kann die Tätigkeit der Agenturen zur
Aktivierung unternehmerischer Initiativen nach
Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe c) der Verord­
nung (EWG) Nr. 2615/80 geeignete Bera ungs­
maßnahmen für griechische Staatsangehörige
enthalten, die sich in den anderen Mitgliedstaa­
ten niedergelassen haben und ohne Beschäfti­
gung oder in Gefahr sind, ihren Arbeitsplatz zu
verlieren . Diese Aktionen werden soweit mög­
lich in enger Koordination mit den betreffenden
Mitgliedstaaten durchgeführt .

Angaben betreffend die Analyse der Lage und die
Erfordernisse im Hinblick auf die in Absatz 2
genannten Ziele, die geplanten Vorhaben und ihre
zeitliche Abwicklung sowie alle generellen Merk­
male, die zur Beurteilung seiner Übereinstimmung
mit den Zielen der Regionalentwicklung nötig sind .

(6) Die Laufzeit des Sonderprogramms beträgt
fünf Jahre, vom sechzigsten Tag nach Inkrafttreten
dieser Verordnung an gerechnet .

( 7) Das Sonderprogramm wird von der Kommis­
sion nach Stellungnahme des Fondsausschusses
gemäß dem in Artikel 16 der Fondsverordnung vor­
gesehenen Verfahren genehmigt .

( 8) Bei der Genehmigung des Sonderprogramms
stellt die Kommission sicher, daß es mit Artikel 20
der Fondsverordnung übereinstimmt.

(9) Die Kommission unterrichtet das Parlament
über die bei der Genehmigung des Sonderpro­
gramms für die Gebiete vorgesehenen Beträge .

( 10) Das Sonderprögramm wird nach seiner
Genehmigung von der Kommission zur Unterrich­
tung veröffentlicht .

Artikel 5

( 1 ) Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 26 5/80
ist anwendbar.

(2) Darüber hinaus beträgt die gemeinschaff liehe
Beteiligung bezüglich der Maßnahmen nach Arti­
kel 4 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung :

a) bei Maßnahmen betreffend die unter Buchstabe
a) erster Gedankenstrich genannten Verkehrs­
verbindungen : 50 % der Ausgaben der öffentli­
chen Hand ;

b) bei Maßnahmen betreffend die unter Buchstabe
a) zweiter Gedankenstrich genannten Verkehrs­
dienstleistungen : im ersten Jahr 50% des Bei­
trags der öffentlichen Hand zu den Nettobe­
triebskosten dieser Dienstleistungen . Die Bei­
hilfe erstreckt sich über drei Jahre und verläuft
degressiv ;

c) bei Maßnahmen betreffend die unter Buchstabe
b) genannten Anlagen zur Wasseranalyse und
zur Aufbereitung und Beseitigung von Abfällen :
50 % der Ausgaben der öffentlichen Hand ;

d) bei Maßnahmen betreffend die unter Buchs abe
c) genannten Anlagen zur Meerwasseren sal­
zung : 50% der Ausgaben der öffentlichen
Hand .

(3) Bei den Beihilfen nach Absatz 2 Buchstaben a),
c) und d) ist die Kumulierung der Beihilfen aus der
nichtquotengebundenen und der quotengebur de­
nen Abteilung des Fonds ausgeschlossen .

Artikel 4

( 1 ) Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80
ist anwendbar.

(2) Der Fonds kann sich ferner im Rahmen des
Sonderprogramms an folgenden Maßnahmen betei­
ligen :

a) wenn es sich um kleine bzw. weit entfernt lie­
gende Inseln handelt,

— Verbesserung der Verkehrsverbindungen der
Inseln sowohl untereinander als auch zwi­
schen ihnen und dem griechischen Festland
in Verbindung mit den Maßnahmen nach
Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2615/
80 ;

— Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs
zu den Inseln durch die Errichtung oder
den Ausbau der See- und Luftverkehrsinfra­
struktur ;

— Schaffung neuer oder Ausbau bestehender
Linien im See- und Luftverkehr ;

b) Erhaltung der Umwelt und Entwicklung des
Fremdenverkehrspotentials durch die Erstellung
von Anlagen zur Analyse und Überwachung der
Qualität der Gewässer und durch den Bau oder
Ausbau von Anlagen zur Aufbereitung und
Beseitigung von Abfällen ;

Artikel 6

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 ist
anwendbar, mit Ausnahme von Absatz 1 Buch­
stabe a).

Zuschußfähig sind die Ausgaben ab dem zwölf en
Monat vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der
vorliegenden Verordnung.
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i) Beschreibung der geplanten Aktionen hin­
sichtlich der Förderung der Verkehrsdienst­
leistungen ;

ii ) Art und Standort der Verke irsinfrastruktu­
ren ; Vorausschau auf die Errichtung von
Abfallbeseitigungsanlagen, Analyseanlagen
und Meerwasserentsalzungsanlagen .

Artikel 7

Das Sonderprogramm enthält die im Anhang der
Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 vorgesehenen
Angaben .

Es enthält darüber hinaus :

a) Analyse des Bedarfs an Verkehrsverbindungen
der Inseln sowohl untereinander als auch zwi­
schen ihnen und dem griechischen Festland und
an Verkehrsdienstleistungen . Beschreibung der
bestehenden Beihilfenregelung hinsichtlich die­
ser Verkehrsdienstleistungen unter Angabe der
daraus im Jahresdurchschnitt erwachsenden
öffentlichen Aufwendungen .

b) Beschreibung des Bedarfs an Wasserqualitäts­
analysen und Abfallbeseitigung.

c) Im Zusammenhang mit den Maßnahmen
gemäß Artikel 4 Absatz 2 :

Artikel 8

Diese Verordnung greift nicht der derzeitig vorge­
nommenen Überprüfung der Fondsverordnung
nach deren Artikel 22 vor.

Artikel 9

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 18 . Januar 1984.

Im Namen des Rases

Der Präsident

M. ROCARD


